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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für wirtschaftlichen Besitz des Bundes 

(28. Ausschuß) 

über den Antrag des Bundesschatzministers auf Zustimmung 
des Deutschen Bundestages gemäß § 47 Abs. 3 der Reichshaus- 
lialtsordnung zur Veräußerung weiterer Aktien der Vereinig- 
ten Elektrizitäts- und Bergwerks-Aktiengesellschaft (VEBA) 

— Drucksache IV/3616 — 


A. Bericht des Abgeordneten Häussler 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 194. Sitzung 
am 30. Juni 1965 den Antrag des Bundesschatzmini- 
sters auf Zustimmung des Deutschen Bundestages 
gemäß § 47 Abs. 3 der Reichshaushaltsordnung zur 
Veräußerung weiterer Aktien der Vereinigten Elek- 
trizitäts- und Bergwerks-Aktiengesellschaft (VEBA) 
— Drucksache IV ^361 6 — • federführend dem Aus- 
schuß für wirtschaftlichen Besitz des Bundes und 
mitberatend dem Haushaltsausschuß überwiesen. 
Der Ausschuß für wirtschaftlichen Besitz des Bundes 
behandelte die Vorlage am 30. Juni 1965. 

Der Haushaltsausschuß beriet die Vorlage am 

1. Juli 1965. Er ist in seiner Mehrheit den Beschlüs- 
sen des federführenden Ausschusses gefolgt. 

Der Ausschuß hat in sehr eingehenden Beratun- 
gen insbesondere die mit einer weiteren Privati- 
sierung der VEBA im Zusammenhang stehenden 
energiepolitischen und rechtlichen Fragen behan- 
delt. Er hat ferner die Auswirkungen auf die Kurs- 
stabilität, die Verwendung des Erlöses aus der Ver- 
äußerung weiterer VEBA-Aktien des Bundes sowie 
die Neubildung der Konzernspitze beraten. Er hat 
dazu Vorstandsmitglieder der VEBA und der Berg- 
werksgesellschaft Hibernia AG sowie Vertreter des 
Bankenkonsortiums als Sachverständige gehört. 
Die Beratungen führten zu dem Ergebnis, weitere 
VEBA-Aktien aus dem Besitz des Bundes abzu- 
geben, und zwar in dem Ausmaß, daß die Beleg- 
schaft volle Zuteilung, die Antragsteller der Ein- 
kommensgruppe I, die ein oder zwei Aktien bean- 
tragt haben, ebenfalls volle Zuteilung und die ande- 
ren Antragsteller der Einkommensgruppe I zwei 


Aktien zugeteilt erhalten sollen. Dieses Ergebnis be- 
ruht auf einem Vorschlag aus der Mitte des Aus- 
schusses, der zum Ziel hatte, die Bedenken eines 
großen Teils der Ausschußmitglieder gegen eine 
Verminderung der Mehrheilsbeteiligung des Bundes 
auf 26 ^'0 zu berücksichtigen. 

Der Ausschuß ist bei seinen Beschlüssen von fol- 
genden Überlegungen ausgegangen: 

1. Mit der inzwischen erfolgten Eingliederung der 
Hugo Stinnes AG in den VEBA-Konzern ist eine 
Voraussetzung dafür geschaffen, daß überbetrieb- 
liche Rationalisierungsmöglichkeiten, insbeson- 
dere im Kohlebereich des Konzerns, ausgeschöpft 
werden können. 

2. Der Ausschuß ist sich bewußt, daß mit der Auf- 
gabe der Mehrheitsbeteiligung des Bundes an der 
VEBA und damit mittelbar an der Bergwerksge- 
sellschaft Hibernia AG die Voraussetzungen für 
die Kohlelieferungen an die Bundesbahn im 
Werkselbstverbrauch entfallen und damit wirt- 
schaftliche Einbußen für diese Gesellschaften ent- 
stehen können. Nach Ansicht des VEBA-Vorstan- 
des und der Bundesregierung, der der Ausschuß 
in seiner Mehrheit gefolgt ist, ist zu erwarten, 
daß eventuelle wirtschaftliche Nachteile im Kon- 
zern weitgehend ausgeglichen werden können. 

3. In diesem Zusammenhang wurde auch die Frage 
der Neubildung der Konzernspitze aufgeworfen. 
In Abweichung von Nummer 10 b) des Schrift- 
lichen Ausschußberichtes über den Antrag des 
Bundesschatzministers auf Zustimmung des Deut- 
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sehen Bundestages zur Teilprivatisierung der | 
Vereinigten Elektrizitäts- und Bergwerks-Aktien- i 
gesellschaft (VEBA) gemäß § 47 Abs. 3 und 4 der : 
Reichshaushaltsordnung — Drucksache IV 3248 ■ — 
trat der Ausschuß einmütig dafür ein, die Neu- 
bildung der Konzernspitze im Interesse einer ein- | 
heitlichen Konzernpolitik und damit im Interesse ; 
der Volksaktionäre zeitlich vorzuziehen. Der 
Bundesschatzminister erklärte hierzu, daß er die j 
Vorstandsfragen möglichst bald, und zwar noch j 
vor der nächsten Hauptversammlung der VEBA, j 
einer Lösung zuführen werde. i 

4. Auf Grund der Darlegungen der Vertreter des 
Bankenkonsortiums gelangte der Ausschuß mehr- 
heitlich zu der Auffassung, daß durch eine wei- 
tere Ausgabe von VEBA-Aktien der künftige 
Börsenkurs der Aktien nicht nachteilig beeinflußt 
wird. Der Vertreter der federführenden Konsor- 
tionalbank vertrat überdies die Meinung, daß bei 
Zuteilung von nur einer Aktie eher mit einem 
Kursdruck zu rechnen sei als bei Zuteilung von 
zwei oder mehr Aktien. Es sei anzunehmen, daß 
durch den Erwerb von mehr als einer Aktie die 
Neigung zur Daueranlage bei den Erwerbern ge- 
festigt würde. 

5. Die Prüfung der rechtlichen Gesichtspunkte einer 
weiteren Privatisierung der VEBA ergab, daß in 
dieser Hinsicht keine Bedenken bestehen. Nach 
der Auffassung des Bundesjustizministeriums 
können aus der Aufgabe der Mehrheitsbeteili- | 
gung des Bundes keine Rechte hergeleitet wer- j 
den. Auch die Vertreter des Bankenkonsortiums i 
bestätigten, daß sie diese Frage rechtlich geprüft I 
haben. In ihrer Treuhänderstellung halten sie es ; 
für geboten, den weiteren Verkauf der VEBA- 
Aktien des Bundes zu unterstützen. 


6. Die zusätzlich vom Bund zu veräußernden VEBA- 
y\ktien sollen dieselbe rechtliche Ausstattung er- 
halten wie die im Zuge der Kapitalerhöhung an- 
gebotenen jungen y\ktien. Dazu ist es notwendig, 
den Dividendenvorzug so zu gestalten, daß durch 
die Schaffung neuer Dividendenvorzüge die bis- 
her angebotenen VEBA-Vorzugsaktien in ihrem 
wirtschaftlichen Inhalt nicht verändert werden. 
Bei dem in Aussicht genom.menen Ausmaß der 
Veräußerung weiterer VEBA-Aktien des Bundes 
wird diesem Anliegen durch einen Dividenden- 
vorzug von 1,5 ^/o für alle Vorzugsaktien Rech- 
nung getragen. 

7. Der Ausschuß war einmütig der Auffassung, daß 
der Erlös aus der Veräußerung weiterer VEBA- 
Aktien des Bundes für Maßnahmen zur Förde- 
rung der Eigentumsbildung verwendet werden 
soll. 

Soweit sich aus den vorstehenden Darlegungen 
nichts Abweichendes ergibt, bleibt es im übrigen bei 
den Festlegungen im Schriftlichen Ausschußbericht 
über den Antrag des Bundesschatzministers auf Zu- 
stimmung des Deutschen Bundestages zur Teilpriva- 
tisierung der Vereinigten Elektrizitäts- und Berg- 
werks-Aktiengesellschaft (VEBA) gemäß § 47 Abs. 3 
und 4 der Reichshaushaltsordnung — Drucksache 
IV 3248. 

Der federführende Ausschuß hat die aus dem Aus- 
schußantrag ersichtlichen Beschlüsse ohne Gegen- 
stimmen gefaßt. Eine Minderheit im Ausschuß hat 
sich bei der Schlußabstimmung der Stimme enthalten. 
Sie trat dafür ein, daß darüber hinaus dem Bund für 
die ihm verbleibenden Aktien ein zweifaches Stimm- 
recht zugestanden werden sollte. Ein entsprechender 
Antrag wurde mit Mehrheit abgelehnt. 


Bonn, den 1. Juli 1965 


Haussier 

Berichterstatter 
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Drucksache lV/3707 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Antrag zu a) der Drucksache IV/3616 Ver- 
äußerung von VEBA-Aktien aus dem Besitz des 
Bundes zu denselben Bedingungen, wie sie für die 
jungen VEBA-Aktien im Verkaufsangebot des 
Bankenkonsortiums vorgesehen sind, d. h. zum 
Kurse von 21ü‘t() bei börsenumsatzsteuerfreier 
Lieferung — mit der Maßgabe zuzustimmen, 
daß die Veräußerung in einem Ausmaß erfolgt, 
bei dem die Belegschaft die volle Zuteilung, die 
Antragsteller der Einkommensgruppe I, die ein 


oder zwei Aktien beantragt haben, ebenfalls 
volle Zuteilung und die anderen Antragsteller 
der Einkommensgruppe I zwei Aktien zugeteilt 
erhalten; 

2. dem Antrag zu b) — Umwandlung von Stamm- 
aktien der VEBA aus dem Besitz des Bundes in 
Vorzugsaktien mit beschränktem Stimmrecht in 
dem erforderlichen Ausmaß — mit der Maßgabe 
zuzustimmen, daß der Dividendenvorzug aller 
Vorzugsaktien gegenüber den dem Bund ver- 
bleibenden Stammaktien von 1 ^ o auf 1,5 her- 
aufgesetzt wird. 


Bonn, den 1. Juli 1965 


Der Ausschuß für w irtschaftlichen 
Besitz des Bundes 

Katzer Haussier 

Vorsitzender Berichterstatter 


angenommen in der 196. Plenarsitzung am 2. Juli 1965 
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